
Das Recht der Jugend ist in Bewegung geraten. Am 1. Juli 1998 wurde das
Kindschäftsrecht geändert. Das Opferschutzgesetz soll

je auch mißbrauchte Kinder vor quälenden
RE IC e Ze Aussagen vor Gericht schützen. In

immer mehr Kommunen werden
Jugendparlamente oder Jugendräte einge-

richtet, um Jugendliche stärker in politische
rn an Arbeit ın den Kommuneneinzubinden. In immer mehr

alealı für voll Ländern wird das aktive Wahlrecht für Kommunal- und
Landtagswahlen von 18 auf 16 Jahre gesenkt. An diese beim ersten

Hinschauen positiven Entwicklungen scheinen die Herrschenden bei
Ra genauerer Betrachtung allerdings Bedingungen zu knüpfen. Der Leistungs-

druck auf Jugendliche war noch nie so groß wie heute. Kinder haben immer
weniger die Möglichkeit Kind zu sein, sondern werden relativ früh mit
Erwachsenen Maßstäben gemessen. Gleichzeitig werden Jugendliche in der
OLETSTEVSRNRRAINNSENTWATENLRSNRENELNTUR
Die Situation wird noch dadurch verschärft, daß sich der Staat im Zusammenhang
mit der sogenannten „Deregulierung“ immer mehr aus einer aktiven Jugendpolitik
zurückzieht. Immer mehr Jugendeinrichtungen werden geschlossen. Das Netz der
Familienberatungsstellen wird dünner. Die Politik verabschiedetsich schrittweise
von der Idee der Chancengleichheit in der Bildungspolitik. Statt dessen wird von
konservativer Seite der Ruf nach härteren Strafen auch gegen jugendliche
StraftäterInnen immerlauter. In diesem Zusammenhang wird Herabsetzung der
Strafmündigkeit von 14 auf 12 Jahre gefordert und das Jugendstrafrecht nur
noch in Ausnahmefällen für die 18-21jährigen anzuwenden. Es scheintfast
so, daß die herrschendenJugendpolitik als Teil der Sozialpolitik nur noch in
Verbindung mit Strafrechtsprävention verstanden wird. In den neuen
Bundesländernführt dies zur absurden Situation, daß sich mehr um
die rechtsextremistischen Jugendliche gekümmert wird, als um
deren Opfer. Auswirkungen hat eine solche Politik aber

hauptsächlich für die sozial Schwachen. Noch prekärer
stellt sich die Lage für jugendliche MigrantInnen

dar. Zwar verspricht die vereinfachte Ein-
bürgerung und die Einführung der

doppelten Staatsbürgerschaft
auch gerade Verbesserung
für die Jugendlichen. Doch

ist nicht jede Diskriminierung
vom Paß abhängig. Außerdem müssensich

die Jugendlichen ohne deutschen Paß weiterhin
mit Visumspflicht und Asylbewerberleistungs-

gesetz rumschlagen

 


